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GEW: Höchste Zeit  
zu handeln!

 Studie erwartet steigende 
Schülerzahlen
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 Für einen Kurswechsel
in der Rentenpolitik



1 Voraussetzung: Bezügekonto mit Online-Überweisungen; Genossenschaftsanteil von 15,– Euro/Mitglied.

Unglaublich: Das kostenlose Bezügekonto1 
der BBBank feiert seinen 10. Geburtstag! 

Während andere Banken ihre Gebühren erhöhen, bieten wir unseren 
Kunden Kontoführung zum Nulltarif1 inkl. BankCard und Depot! Wenn 
Sie jetzt zum Bezügekonto der BBBank wechseln, können Sie an über 
3.000 Geldautomaten kostenlos Geld abheben. Hätten Sie es gedacht? 
Der Online-Kontowechsel dauert für Sie nicht länger als 8 Minuten.

Gewinnen Sie einen von 10 Event-Gutscheinen im Wert von je 500,– Euro 
und feiern Sie mit!

Gewinnen Sie 
Event-Gutscheine im 
Wert von je 500 Euro!

Jetzt wechseln und mitfeiern!

Jetzt informieren:
In Ihrer Filiale vor Ort, unter Tel. 0 800/40 60 40 190 (kostenfrei) 
oder www.bezuegekonto.de  

Mehr dazu unter 
www.bezuegekonto.de
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EDITORIAL

Liebe Leserinnen und Leser, 

unsere Wahrnehmung täuscht uns nicht: Die Arbeitswelt verändert sich rasant. 
Am unmittelbarsten spüren wir, wie sich Arbeitsprozesse und -tempo im Zuge der 
Digitalisierung verändern. Aber auch der demografische Wandel, die steigende 
Zahl befristeter Arbeitsverträge und betriebliche Umstrukturierungsprozesse wir-
ken sich auf die Arbeitsbedingungen aus. Die Veränderungen bieten für die Be-
schäftigten neue Chancen, bergen aber auch zahlreiche Risiken. 
Die für den diesjährigen Deutschen Personalräte-Preis nominierten Projekte zei-
gen deutlich, dass Personalräte diese Risiken im Blick haben. So verhinderte der 
Personalrat des Klinikums Augsburg das Outsourcing von 800 Beschäftigten im 
Service-Bereich, der Gesamtpersonalrat der Frankfurter Stadtverwaltung erarbei-
tete ein Grundlagenkonzept zur Durchführung von Gefährdungsbeurteilungen zur 
psychischen Gesundheit und der Personalrat des IT-Dienstleistungszentrums Ber-
lin etablierte eine behördenübergreifende Arbeitsgruppe mit dem Ziel der praxis-
nahen Vernetzung und Beratung in allen Fragen rund um die Digitalisierung. 
Mit Engagement und Beharrlichkeit arbeiten Personalräte daran, den Wandel der 
Arbeitswelt gemeinsam mit Dienstherren und Beschäftigten zu gestalten – für 
gute Arbeit im öffentlichen Dienst. Der Deutsche Personalräte-Preis wurde von 
der Fachzeitschrift „Der Personalrat“ initiiert, um die wichtige Arbeit von Perso-
nalräten sichtbar zu machen und zu würdigen. Die Auszeichnung der Preisträger 
erfolgt im Rahmen des Schöneberger Forums am 28. November 2017 in Berlin. In 
diesem Heft stellen wir Ihnen alle nominierten Projekte vor.

Die Redaktion wünscht viel Spaß beim Lesen und eine schöne Sommerzeit!

Mirjam Muhs

Mirjam Muhs
Politische Referentin
Abteilung Öffentlicher Dienst  
und Beamtenpolitik beim 
DGB-BundesvorstandFo
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Deutscher Personalräte-Preis 2017

Rückenwind für engagierte 
Interessenvertretungen 
Wenn es in der Dienststelle mal wieder „brennt“, sind sie als Feuerwehrleute und Konfliktmanager 
dringend gefragt. Gleichzeitig werden von ihnen Ideen, Kreativität und Initiative gefordert. Außerdem 
sollen sie flexibel auf Veränderungen reagieren, die gesetzlichen Regelungen im Griff haben und als 
allzeit bereite Dienstleister für ihre Kolleginnen und Kollegen im Einsatz sein. Von wem ist hier die 
Rede? Klarer Fall: von Personalräten.  

Von Christof Herrmann

TITEL
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Die Anforderungen an sie sind hoch, doch gleichzeitig werden 
ihr Einsatz und ihr stetiges Engagement viel zu selten öffentlich 
gewürdigt. Hier setzt der „Deutsche Personalräte-Preis“ seit 
2010 ein Zeichen für mehr Wertschätzung dieser wichtigen Ar-
beit. Er ist eine Initiative der Fachzeitschrift „Der Personalrat“ 
und wird bereits zum siebten Mal gemeinsam vom Bund-Verlag, 
Frankfurt, und der HUK-COBURG verliehen.
Die erste Runde im Wettbewerb um den „Deutschen Personal-
räte-Preis 2017“ ist jetzt entschieden. Die Jury hat insgesamt 
zehn Projekte für die bundesweit wichtigste Auszeichnung für 
Interessenvertretungen im öffentlichen Dienst nominiert. Die 
Auszeichnung soll Personalräten Rückenwind geben und sie 
motivieren, sich auch weiterhin für die Interessen ihrer Kollegin-
nen und Kollegen einzusetzen. Die zentrale Idee des „Deut-
schen Personalräte-Preises“ ist es, gute Personalratsarbeit aus-
zuzeichnen, anderen Anregungen zu liefern und die Projekte für 
alle zugänglich zu dokumentieren. Geehrt werden Personalräte, 
die mit ihrem Einsatz die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten, 
deren Arbeitsumfeld oder die sozialen Rahmenbedingungen 
verbessern.
Die vielbeachtete Auszeichnung erfolgt je einmal in den Katego-
rien Gold, Silber und Bronze. Einen Sonderpreis vergibt die HUK-
COBURG, und die DGB-Jugend prämiert beispielhafte JAV-Ar-
beit für jugendliche Beschäftigte und Auszubildende. Die Be-
kanntgabe der fünf Sieger und die Preisverleihung finden statt 
am 28. November 2017 in Berlin auf dem „Schöneberger Fo-
rum“ (www.schoeneberger-forum.de). Weitere Informatio-
nen zum Preis, zur Jury und Kurzportraits zu allen Bewerbern un-
ter www.dprp.de.
Hier eine kompakte Vorstellung der zehn nominierten Gremien 
für den „Deutschen Personalräte-Preis 2017“ in alphabetischer 
Reihenfolge:

Offensive für Gesunde Arbeit in der  
digitalen Transformation

Gesamtpersonalrat der AOK PLUS – Gesundheitskasse   
für Sachsen und Thüringen, Leipzig

Durch den Einsatz neuer Software verzeichnete der Personalrat 
eine stetige Verdichtung und Beschleunigung der Arbeitsprozes-
se. Aus Sicht der Interessenvertreter führen die neuen digitalen 
Anwendungen zu einer Leistungs-/Verhaltenskontrolle und 
-steuerung sowie zu einer steigenden psychischen und physi-
schen Belastung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Der Ge-
samtpersonalrat initiierte ein paritätisch besetztes Gremium, um 
gemeinsam die durch die Digitalisierung entstehenden Proble-
me zu lösen. Die Parteien vereinbarten dazu ein Pilotprojekt, mit 
dem Eckpunkte zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen und 
dem Ausgleich von Nachteilen erarbeitet werden. Diese bilden 
dann die Grundlage für eine noch zu treffende Dienstvereinba-
rung „Digitalisierung“.

Grundlagenkonzept zur stadtweiten  
Durchführung von Gefährdungsbeurteilung 

 psychischer Belastungen
Gesamtpersonalrat der Stadtverwaltung Frankfurt am Main

Die Gefährdungsbeurteilungen zu psychischen Belastungen nach 
dem Arbeitsschutzgesetz sollten nach Aussage der Dienststel-
lenleitung stadtweit einheitlich umgesetzt werden. Dies erfolg-
te  jedoch nicht. Der Gesamtpersonalrat initiierte daher eine Ar-
beitsgruppe, die zusammen mit der Dienststelle ein Grundla-
genkonzept dazu erarbeitete. Zusätzlich zu den in dem Konzept 
festgelegten Schritten wurden Arbeitshilfen entwickelt, die den 
Ämtern und Betrieben zur Verfügung stehen. Das Konzept sieht 
zudem vor, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter intensiv ein-
bezogen werden. 

Dienstvereinbarung zur Einführung, Nutzung  
und Weiterentwicklung einer Basis-IT-Infrastruktur  

in Schulen in NRW
Hauptpersonalrat für Lehrerinnen und Lehrer an  

Förderschulen und Schulen für Kranke am Ministerium  
für Schule und Weiterbildung NRW, Düsseldorf

Der Hauptpersonalrat wollte verhindern, dass mit der Einfüh-
rung einer IT-Plattform, über die der E-Mail-Verkehr und der 
Austausch von Daten erfolgen sollen, eine Mehrbelastung und 
Arbeitsverdichtung eintritt. Lehrkräfte sollten vor einer Leis-
tungs- und Verhaltenskontrolle geschützt und der Datenschutz 

Elke Hannack, DGB-Vize und Mitglied der Jury für 
den Deutschen Personalräte-Preis, gratuliert den 
Gewinnern des Jahres 2016.

Über Gold und die unterhaltsame Laudatio von Prof. Ulrich Battis freute sich im vergangenen 
Jahr die Jugend- und Auszubildendenvertretung des Universitätsklinikums Düsseldorf.
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sichergestellt werden. Dazu gründeten die Personalräte eine Ar-
beitsgemeinschaft aller Hauptpersonalräte, um gemeinsam eine 
Prozessvereinbarung zur Einführung und Nutzung der Plattform 
zu entwerfen und banden einen Technologie-Experten dabei mit 
ein. Im April 2017 wurde eine Dienstvereinbarung unterzeich-
net. Diese regelt umfassend Einführung, Nutzung und Weiter-
entwicklung der neuen Basis-IT-Plattform. 

Mobb’s 69er
Jugend- und Auszubildendenvertretung der Stadt Herne

Seit 2007 produziert die Jugend- und Auszubildendenvertretung 
jährlich einen eigenen Film, um ihre Arbeit und aktuelle Themen 
vorzustellen. Im Jahr 2016 drehte das Team unter dem Titel 
„Mobb´s 69er“ einen Beitrag zum Thema Mobbing am Arbeits-
platz. Mit Mitarbeitern der Dienststelle wurden die ersten Wo-
chen eines Auszubildenden dargestellt, der von seinen Kollegen 
gemobbt wird und sich schließlich mit Hilfe der JAV erfolgreich 
dagegen wehrt. Die Filme werden dann jährlich auf der Perso-
nalversammlung vorgestellt, außerdem auf der folgenden JAV-
Versammlung und häufig auch den neuen Auszubildenden im 
Rahmen ihrer Einführung gezeigt.  

Suchtpräventionswoche 2016 (SuPräWo)
Jugend- und Auszubildendenvertretung des 

 Umweltbundesamtes Dessau-Roßlau
Das Thema Sucht, besonders auch aktuelle Ausformungen wie 
Smartphone-Sucht, spielt in der Arbeit der Jugend- und Auszu-
bildendenvertretung am Umweltbundesamt eine wichtige Rol-
le. Seit dem Jahr 2007 werden im 3-Jahres-Rhythmus Suchtprä-
ventionswochen durchgeführt, um insbesondere die jungen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu diesem Thema zu sensibili-

sieren. 2016 wurden dabei unter anderem Musikstücke aufge-
führt und es gab Informationen rund um Sport und Ernährung. 
Die Auszubildenden lernten Alternativen zur Suchtvermeidung, 
erhielten Anregungen für neue Hobbys und praktische Hinweise 
zur gesunden Lebensführung. 

Personalrats-User-Group (PerU)
Personalrat des IT-Dienstleistungszentrums Berlin

Der Personalrat des IT-Dienstleistungszentrums wollte eine unab-
hängige Gruppe aus erfahrenen Personalvertretern verschiede-
ner Dienststellen zusammenstellen. Das Ziel: Das Rad nicht im-
mer neu erfinden, sondern Streitfälle und Probleme gemeinsam 
und schneller lösen. Im Rahmen einer Kick-Off-Veranstaltung 
luden sie Personalräte verschiedener Berliner Behörden und Äm-
ter ein. Die Teilnehmer einigten sich auf ein gemeinsames Kon-
zept und schufen so die Grundlage für die Bildung einer behör-
denübergreifenden Personalratsgruppe. Sie vereinbarten einen 
regelmäßigen Erfahrungsaustausch, beispielsweise über Dienst-
vereinbarungen, und führten einen ersten gemeinsamen Work-
shop durch.  

Engagement gegen Altersarmut  
durch Verhinderung von Outsourcing

Personalrat des Klinikums Augsburg
Beim Klinikum Augsburg sollte ein umfangrei-
ches Outsourcing im Service-Bereich erfolgen. 
Diese Privatisierung hätte die Ausgliederung 
von ca. 800 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
zur Folge gehabt. Der Personalrat hatte ein sol-
ches Ziel bereits im Jahr 2004 verhindern kön-
nen und wollte nun erneut dagegen vorgehen. 
Das Gremium baute Druck durch Pressearbeit 
sowie eine Unterschriftenaktion und eine De-
monstration auf. Parallel nahmen die Interes-
senvertreter aktiv an allen relevanten Sitzungen 

und Entscheidungsrunden teil und widerleg-
ten die von den Sanierungsexperten errech-
neten Einsparpotentiale. Diese hätten sich 
zudem massiv auf die betriebliche Altersvor-
sorge ausgewirkt, was der Personalrat ab-

lehnte. Mitte Juni 2016 beschloss der Verwal-
tungsrat, auf ein Outsourcing des gesamten Ter-

tiärbereichs zu verzichten.

Sicherheitspakete der Landesregierung
Personalrat des Landeskriminalamtes NRW, Düsseldorf

Zahlreiche neue Projekte und Aufgabenzuweisungen für das 
Landeskriminalamt (LKA) NRW führten zu einem massiven Un-
gleichgewicht auf Seiten der Finanz-, Personal- und Sachaus-
stattung. Der Personalrat forderte die Verwaltung regelmäßig 

Preisträger, Nominierte, Laudatoren und Jurymitglieder bei der Preisverleihung 2016
Fotos: Simone M. Neumann

Weitere Informationen 

zum Preis, zur Jury und 

allen Bewerbern finden Sie 

unter www.dprp.de

TITEL
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dazu auf, neue Dienststellen mit der entsprechenden Finanz- 
und Sachausstattung einzurichten. Um Druck auf die Verwal-
tung auszuüben, verweigerte der Personalrat mehrmals seine 
Zustimmung zu Personalmaßnahmen und diskutierte zudem die 
Anrufung des Verwaltungsgerichts. Schließlich erreichte das 
Gremium eine Zuweisung von Stellen und die Schaffung von 
Stellen durch Umstrukturierung innerhalb des LKA.

Mitbestimmung für arbeitnehmerähnliche   
freie Mitarbeiter

Personalrat Radio Bremen
Radio Bremen beschäftigt ca. 400 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, von denen mehr als die Hälfte als arbeitnehmerähnliche 
Freie beschäftigt sind. Diese hatten zwar das aktive und passive 
Wahlrecht, ihnen wurde aber die Mitbestimmung versagt. Der 
Personalrat wollte erreichen, dass die Geschäftsführung die Mit-
wirkungsrechte dieser Mitarbeitergruppe anerkennt und strebte 
ein gerichtliches Urteil an. Das Gremium erreicht schließlich die 
gerichtliche Feststellung durch das Bundesverfassungsgericht, 
dass arbeitnehmerähnliche Mitarbeiter bei Radio Bremen Be-
amten und Arbeitnehmern gleichgestellt sind. 

Entfristung von Fachkräften
Personalrat der Stadt Mönchengladbach

In den städtischen Kita-Einrichtungen waren über Jahre viele 
Stellen unbesetzt, viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hatten 
nur befristete Verträge. Deswegen wanderten viele Beschäftigte 
in benachbarte Kommunen aus, was bei den übrigen Mitarbei-
tern zu einer Arbeitsverdichtung und Überlastung führte. Nach 

intensiven Gesprächen konnte der Personalrat die Verwaltung 
davon überzeugen, dass eine Entfristung nötig ist, um die Stel-
lensituation zu erleichtern. Das Gremium erreichte, dass Neu-
einstellungen unbefristet übernommen und bereits befristete 
Beschäftigte sofort entfristet werden, was die Stellensituation in 
den Kitas erleichtert.

Die Jurymitglieder

·  Ellen Bartelheimer, Personalratsvorsitzende der Kreisverwaltung 
 Bergstraße

·  Prof. Dr. Monika Böhm, Professorin an der Philipps-Universität Marburg
·  Frank Braun, Bevollmächtigter öffentlicher Dienst HUK-COBURG
·  Katharina Berkenkamp, Referentin für Tarif- und Beamtenpolitik beim 
Hauptvorstand der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)

·  Elke Hannack, Stellvertretende Vorsitzende des DGB, verantwortlich  
für die Bereiche Bildung und Forschung, Jugend,  Frauen und den 
 öffentlichen Dienst

·  Sven Hüber, Vorsitzender des Bundespolizei-Hauptpersonalrats beim 
Bundesministerium des Innern

·  Michael Kröll, verantwortlicher Redakteur der Zeitschrift  
»Der Personalrat«

·  Angelika Neubäcker, Mitglied im Hauptpersonalrat beim  Bayerischen 
Bildungsministerium

·  Wolfgang Pieper, Mitglied des ver.di-Bundesvorstands und 
 Bundesfachbereichsleiter

·  Arnold Plickert, Stellvertretender Bundesvorsitzender der   
Gewerkschaft der Polizei

„Es ist geschafft, wir haben jetzt 

monatlich unsere Zusatzrente.“

Das RentenPlus 

Unsere Riester-Rente 

mit dem zusätzlichen Plus 

für Gewerkschaftsmitglieder

www.das-rentenplus.de
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Mindestlohnkontrollen

DGB fordert mehr Personal 
Zum 1. Januar 2017 wurde der gesetzliche 
Mindestlohn angehoben und beträgt jetzt 
8,84 Euro. Das Problem dabei: Viele Beschäf-
tigte erhalten den Mindestlohn trotz Gesetz 
nicht. DGB-Vorstandsmitglied Stefan Körzell 
kritisiert in diesem Zusammenhang die oft 
mangelhaften Kontrollen. Vor allem in schwer 
zu kontrollierenden Branchen wie dem Taxige-
werbe, dem Bau oder der Gastronomie werde 
immer wieder unterhalb der Mindestlohn-
grenze gezahlt. Körzell erwartet deshalb von 
der Politik, die Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
(FKS) endlich so auszustatten, dass sie ihre 
Kontrollfunktion bezüglich des Mindestlohns 
auch erfüllen kann. Die Bundestagsfraktion 
Bündnis 90/Die Grünen geht davon aus, dass 
von den bestehenden Stellen bis zu 1.000 
überhaupt nicht besetzt sind. Die Antwort der 
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der 

Fraktion (BT-Drs. 18/11475) zeigt außerdem, 
dass die FKS 2016 sehr viel weniger Firmen 
untersucht hat als im Jahr davor. Sie überprüf-
te 40.374 Arbeitgeber und damit über 3.000 
weniger als 2015. Die Kontrollen im Bauge-
werbe gingen um fast 20 Prozent auf 13.473 
zurück, in der Gastronomie um gut 17 Prozent 
auf 6.030. Körzells Forderung: „Notwendig 
sind regelmäßige Kontrollen, nicht nur in gro-
ßen Betrieben, und zusätzliche Streifenfahrten 
mit Spontanprüfungen.“ Dafür müsse der 
Bundesfinanzminister deutlich mehr Personal 
zur Verfügung stellen.

Bundesbahnbeamte

Zukunft der Krankenversorgung
BahnbeamtInnen sind in der  Regel Mitglied in 
der Krankenversorgung der Bundesbahnbeam-

ten (KVB). Als betriebliche Sozialeinrichtung 
des Bundeseisenbahnvermögens sichert sie 
ihre Mitglieder unter anderem im Krankheits-
fall ab und setzt die Fürsorgepflicht gemäß 
Bundesbeamtengesetz um. Laut KVB-Satzung 
sollen die von den Mitgliedern beantragten 
Erstattungsbeträge 28 Tage nach Antragsein-
gang angewiesen werden. Aktuell müssen 
Mitglieder aber meist länger auf ihr Geld war-
ten. Dies kritisiert der Beamtenpolitische Aus-
schuss (BpA) der Eisenbahn- und Verkehrsge-
werkschaft und spricht von einer angespann-
ten Lage. Der genehmigte Personalbestand 
entwickle sich beängstigend: Bis 2025 ent-
stehe ein zu erwartender Fehlbestand von 
mindestens 250 MitarbeiterInnen. Dies ent-
spreche knapp 50 Prozent des derzeitigen 
Personalbestandes. Als zuständiger Ausschuss 
fordert der BpA, die KVB mit dem erforderli-
chen Personal auszustatten. Es  könne nicht an-
gehen, die Personallücke nur durch Fremdfir-
men zu schließen.

AUS DEM BUND

KÖRZELLS FORDERUNG: 

NOTWENDIG SIND 

 REGELMÄSSIGE KONTROLLEN.

Mehr Informationen? Gerne!
 www.bezuegekonto.de oder Tel. 0 800/40 60 40 160 (kostenfrei)

DGB Das RentenPlus: Riester-Rente zum Spezialtarif

1 Quelle: Berechnung der Union Investment auf Basis der Marktdaten der Riester-Anbieter, Stand: 31.12.2016.
2  Neben der produktspezifischen automatischen Anpassung der Rabattierung mit abnehmender Laufzeit der UPR-Select gewährt die 
BBBank eG darüberhinaus einen zusätzlichen Rabatt auf den Ausgabeaufschlag.

3 Quelle: Studie „Rendite und Renten-Höhe von Riester-Produkten“, Institut für Vorsorge und Finanzplanung GmbH, Stand: Juli 2016.
4 Garantiegeber: Union Investment Privatfonds GmbH.

Ausführliche produktspezifische Informationen entnehmen Sie bitte den Sonderbedingungen zum Altersvorsorgevertrag. 
Hinweise zu Chancen und Risiken der zugrunde liegenden Fonds entnehmen Sie bitte den aktuellen Verkaufsprospekten, 
den Anlagebedingungen, den wesentlichen Anlegerinformationen sowie den Jahres- und Halbjahresberichten, die Sie 
kostenlos in deutscher Sprache bei Ihrer BBBank eG, Herrenstraße 2–10, 76133 Karlsruhe (Tel. 07 21/141-0 oder 
www.bbbank.de) oder über den Kundenservice der Union Investment Service Bank AG, Weißfrauenstraße 7, 60311 Frankfurt 
am Main, www.union-investment.de, Tel. 069/5 89 98-61 00, erhalten. Diese Dokumente bilden die allein verbindliche 
Grundlage für den Kauf. Stand: 31.05.2017

  UniProfiRente Select – die Riester-Rente vom Marktführer1:
 • 40 % Rabatt auf den Ausgabeaufschlag über die gesamte Laufzeit2

 •  Lebenslang eine „exzellente Renten-Höhe“3
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G20-Gipfel

Fazit der Gewerkschaften
Die Gewerkschaftsgruppierung Labour 20 
(L20) vertritt die Interessen der Arbeitneh-
merInnen auf der Ebene der G20, der wich-
tigsten Industrie- und Schwellenländer. Die 
Mitglieder der L20 formulieren ihre Schlüssel-
botschaften im Rahmen eines breit angeleg-
ten Konsultationsprozesses und legen ihre po-
litischen Ziele für jede G20-Präsidentschaft 
fest. Im Vorfeld des G20-Gipfels, der Anfang 
Juli in Hamburg stattfand, forderte die L20 in 
ihrer Erklärung „Neue Regeln für eine gerech-
tere Weltwirtschaft“ die Staats- und Regie-
rungschefs der G20 auf, die Besorgnis der 
Menschen über die zunehmende Ungleichheit 
ernst zu nehmen. Eine weltweite Umfrage des 
Internationalen Gewerkschaftsbundes in die-
sem Jahr hatte ergeben, dass 74 Prozent der 
Menschen besorgt über die zunehmende Un-

gleichheit zwischen dem reichsten Prozent 
und dem Rest der Bevölkerung sind, dass 73 
Prozent Angst vor dem Verlust ihres Arbeits-
platzes haben und dass 71 Prozent der Mei-
nung sind, dass die ArbeitnehmerInnen nicht 
genügend Einfluss auf die Festlegung der Re-
geln für die Weltwirtschaft haben. Resultat 
müsse ein Politikwech-
sel sein, mit dem Ar-
beitsplatze geschaffen 
und der durch die Glo-
balisierung und den 
technologischen Wandel 
erzeugte Wohlstand ge-
rechter verteilt werden 
könne, so die L20. Geeignete Instrumente sei-
en Tarifverhandlungen, Steuerumverteilung, 
Investitionen in Qualifizierungsmaßnahmen 
sowie Strategien zur Erreichung der nachhalti-
gen Entwicklungsziele und der Anpassung an 
den Klimawandel. Vom Gipfel müsse eine ver-

stärkte internationale Koordination ausgehen. 
Das Fazit der L20 nach dem Gipfel: Die G20-
Gipfelerklärung gehe in positiver Weise auf 
Verletzungen der Menschenrechte und Ar-
beitsnormen entlang globaler Lieferketten ein. 
Ein potenziell bedeutender Schritt sei die Zu-
sage, „umgehend wirksame Maßnahmen [zu] 

ergreifen, um Kinderar-
beit bis 2025 sowie 
Zwangsarbeit, Men-
schenhandel und jegli-
che Form der modernen 
Sklaverei zu beseiti-
gen.“ Allerdings hätten 
die Staats- und Regie-

rungschefs kaum etwas gesagt, das auf die 
„Ankurbelung der Beschäftigung“ hoffen las-
se und sie hätten die politischen Folgen nicht 
berücksichtigt, die eine fehlende Lohndyna-
mik als Wachstumsbremse in verschiedenen 
Teilen der Welt habe.

AUS DEM BUND

Erstattung von Kinderbetreuungskosten

BMFSFJ: Gilt auch für Polizeieinsätze
Das Bundesgleichstellungsgesetz macht es möglich: Bundesbeschäftigte können bei Dienstreisen oder Aus- und Fortbil-
dungsmaßnahmen zusätzlich anfallende, unabwendbare Betreuungskosten für Kinder und pflegebedürftige Personen bis 
zu 600 Euro pro Kalenderjahr bei ihrem Arbeitgeber bzw. Dienstherren geltend machen. Eine Praxis, die Anfang des Jahres 
durch Empfehlungen des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend konkretisiert worden ist. Die Re-
gelungen gelten im Grundsatz auch für BundespolizeibeamtInnen, nach Ansicht des Bundesinnenministeriums allerdings 
nicht bei polizeilichen Einsätzen oder Übungen. Ange-
ordnete Einsätze seien schließlich keine Dienstreisen, 
so das Argument. Ein Umstand, der nicht nur betroffe-
ne KollegInnen verwundert, sondern auch den Haupt-
personalrat der Bundespolizei. In einem Schreiben 
wendete sich dieser an das Familienministerium. Die 
Antwort: Polizeiliche Einsätze seien nicht ausgeschlos-
sen. Nun wird der Sachverhalt im Innenministerium 
geprüft. Der DGB erwartet, dass die Empfehlungen 
des Familienministeriums auch bei Einsatzanordnun-
gen Anwendung finden. Dies gilt im Übrigen nicht nur 
für die Bundespolizei, sondern auch für das Bundeskri-
minalamt, den Bundesverfassungsschutz, den Bun-
desnachrichtendienst sowie den Zoll. Vorbild ist die 
Bundeswehr. Hier gibt es bereits entsprechende Rege-
lungen zugunsten der Beschäftigten.
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Mehr Informationen? Gerne!
 www.bezuegekonto.de oder Tel. 0 800/40 60 40 160 (kostenfrei)

DGB Das RentenPlus: Riester-Rente zum Spezialtarif

1 Quelle: Berechnung der Union Investment auf Basis der Marktdaten der Riester-Anbieter, Stand: 31.12.2016.
2  Neben der produktspezifischen automatischen Anpassung der Rabattierung mit abnehmender Laufzeit der UPR-Select gewährt die 
BBBank eG darüberhinaus einen zusätzlichen Rabatt auf den Ausgabeaufschlag.

3 Quelle: Studie „Rendite und Renten-Höhe von Riester-Produkten“, Institut für Vorsorge und Finanzplanung GmbH, Stand: Juli 2016.
4 Garantiegeber: Union Investment Privatfonds GmbH.

Ausführliche produktspezifische Informationen entnehmen Sie bitte den Sonderbedingungen zum Altersvorsorgevertrag. 
Hinweise zu Chancen und Risiken der zugrunde liegenden Fonds entnehmen Sie bitte den aktuellen Verkaufsprospekten, 
den Anlagebedingungen, den wesentlichen Anlegerinformationen sowie den Jahres- und Halbjahresberichten, die Sie 
kostenlos in deutscher Sprache bei Ihrer BBBank eG, Herrenstraße 2–10, 76133 Karlsruhe (Tel. 07 21/141-0 oder 
www.bbbank.de) oder über den Kundenservice der Union Investment Service Bank AG, Weißfrauenstraße 7, 60311 Frankfurt 
am Main, www.union-investment.de, Tel. 069/5 89 98-61 00, erhalten. Diese Dokumente bilden die allein verbindliche 
Grundlage für den Kauf. Stand: 31.05.2017
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INTERVIEW

„Digitalisierung darf kein 
Selbstzweck sein“

magazin // Der digitale Wandel und die Arbeitskultur innerhalb der Ver-
waltung sind Ihrer Beobachtung nach nicht aufeinander abgestimmt. 
Woran machen Sie das fest?
Ulrich Zuber // Das Thema Arbeits- und Lebensqualität muss die Ver-
waltung in zwei Perspektiven beschäftigten: Zum einen muss sie auf 
einem kleiner werdenden Arbeitsmarkt eine digitale Arbeitsumgebung 
schaffen, die sie attraktiv macht. Es ist absehbar, dass die Beschäftig-
ten national wie international ihre Arbeitgeber an deren jeweiligen be-
trieblichen wie gesellschaftlichen Rahmenbedingungen auswählen. 
Zum anderen trifft die Zieldefinition Lebensqualität die Verwaltung be-
sonders in den durchgängigen digitalen Kollaborationsprozessen mit 
den jeweiligen Zielgruppen in der Wirtschaft, mit den Bürgerinnen und 
Bürgern oder der Politik. 
Die Verwaltung steht wie die Wirtschaft vor einem Paradigmenwech-
sel, nach dem Gesundheit, Lebensqualität und Wissen zunehmend von 
einer Eigenschaft zu einer Ressource und von einem Kosten- zu einem 
Erfolgsfaktor werden. Entsprechend wird sowohl in den Unternehmen 
als auch den Behörden Gesundheit und Wissen als erfolgskritisch kon-
statiert. Allerdings finden Studien und Konzepte für den Arbeitsplatz 
der Zukunft , in der Welle der Digitalisierung und Industrie/Verwaltung 
4.0 kaum angemessene Verankerung. Die digitale Verwaltung sollte 
entgegen des technologiegetriebenen Trends selbstbewusst den Men-
schen und die Lebens- und Arbeitsqualität in den Fokus ihrer Investi-
tion stellen. 

magazin // Sie sagen, ein professionelles Wissensmanagement ist ein 
Erfolgsfaktor für die Bewältigung des digitalen Wandels. Wie sieht die 
Umsetzung aus?
Ulrich Zuber // Nach mehr als 30 Jahren Verwaltungsmodernisierung 
mit Informationstechnologie ist anerkannt, dass der rein technokrati-
sche Ansatz über Hard- und Software den bestehenden und zukünfti-
gen Herausforderungen zu begegnen, die möglichen Potenziale nicht 

angemessen heben werden. Dies gilt gerade für den digitalen Wandel 
und ein professionelles Wissensmanagement. Häufig bemüht man den 
Satz „Das kann nur Top-Down gelingen“. Dieser ist zwar richtig, aller-
dings auch nur mit einer neuen Ausrichtung: Der digitale Wandel und 
Wissensmanagement können nur gelingen, wenn der Wandel ganz 
oben anfängt und „von oben nach unten getragen wird“. Die Umset-
zung muss in sogenannten Transformationswerkstätten erfolgen, die 
das gesamte Arbeitssystem auf den Prüfstand stellen. Sie reichen unter 
anderem von der Vision, der Strategie, über die Führungskräfteent-
wicklung bis zur Managementausrichtung und einer neuen fluiden Ar-
beitsorganisation, die IT in einer neuen Form einbindet.

magazin // Was ist Ihre Vision von der „Verwaltung der Zukunft“ und 
wie würden Sie die Beschäftigten auf dem Weg dorthin mitnehmen?
Ulrich Zuber // Die Digitalisierung der Verwaltung darf kein Selbst-
zweck sein, die hochglanzpolierte digitale und straffe Prozesse nur im 
Kontext von Effektivität und Effizienz hervorbringt. Sie muss einen neu-
en Arbeitsraum schaffen, der die Arbeits- und Lebensqualität im Blick 
behält, zum Beispiel durch Telearbeits- und Arbeitszeitmodelle. Trotz 
digitaler Möglichkeiten werden diese aufgrund eines tradierten Den-
kens oder engen Regeln nicht ausgeschöpft. Der Arbeitsraum der Zu-
kunft unterstellt sich Werten und nicht allein Zielen oder wirtschaftli-
chen Interessen und prägt so eine Gesellschaft, die – gerade im demo-
graphischen Wandel – erhaltenswert, stabil und anziehend ist. Die 
digitale Verwaltung bietet anspruchsvolle und interessante Arbeits-
plätze, entlastet die Beschäftigten von Routinen und ermöglicht ihnen 
ein gestaltendes, flexibles und mobiles Arbeiten. Wenn diese Ziele 
ernsthaft verfolgt werden, erkennen die Beschäftigten den Mehrwert. 
Dies schafft Motivation und kann auch die Akzeptanz dieses Wandels 
fördern. Die Beschäftigten sind viel aufgeschlossener als gemeinhin 
angenommen wird. Dazu gehört allerdings auch eine neue Kommuni-
kation von Werten und Zielen des Wandels. 

Im Zuge des demografischen Wandels wird Wissensmanagement 
häufig als notwendiges Instrument dafür beschrieben, das Wissen 
von ausscheidenden Beschäftigten für die Institution zu bewahren. 

Ulrich Zuber, Referatsleiter in der Organisationsberatung des 
Bundesverwaltungsamtes, erklärt, warum Wissensmanage-

ment viel grundlegender gedacht werden muss und 
wie es zu einer modernen Arbeitskultur inner-

halb der Verwaltung beitragen kann.
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Baden-Württemberg

Lehrerstellen werden nicht gestrichen
Die GEW begrüßt die Entscheidung der grün-
schwarzen Landesregierung zu den Eckpunk-
ten des Haushalts 2018/2019, wonach zukünf-
tig keine weiteren Lehrerstellen gestrichen 
werden sollen. „Unser Druck hat gewirkt und 
die Landesregierung hat endlich gemerkt, dass 
sie mit alten Zahlen geplant und nicht regist-
riert hat, wie die Situation in unseren Klassen-
zimmern tatsächlich ist“, kommentierte die 
GEW-Landesvorsitzende Doro Moritz den aus 
ihrer Sicht längst überfälligen Beschluss. Zu-
nächst werden aber dieses Jahr trotzdem noch 
750 Lehrerstellen und Mittel für Lehrerfortbil-
dung gekürzt werden. Dafür hat die GEW kein 
Verständnis. Der Lehrerberuf müsse wieder at-
traktiver werden. Nur die Perspektive auf ak-
zeptable Arbeitsbedingungen in der Schule 
führten zur Entscheidung für ein Lehramtsstu-
dium. Sonst lasse sich der Lehrermangel auf 
Dauer nicht beseitigen. 

Bayern

Maßnahmen gegen Lehrkräftemangel
Angesichts von Presseberichten über einen 
massiven LehrerInnenmangel an bayerischen 
Grund-, Mittel- und Förderschulen, fordert die 
GEW eine qualitativ hochwertige Zweitqualifi-
zierung zum Erwerb der Lehramtsbefähigung 
an diesen Schularten und erläutert verschie-
dene Lösungsmöglichkeiten des Problems. In 
den von der GEW bereits auf den Weg ge-
brachten Petitionen an den Bayerischen Land-
tag, fordert die Bildungsgewerkschaft unter 
anderem eine Reduzierung der Unterrichtsver-
pflichtung, damit eigene Seminare für Nach-
qualifiziererInnen und eine sinnvolle Hospita-
tion möglich sind. Den jungen KollegInnen 
müsse hier eine Perspektive geboten werden. 
„Wie sollen in fünf Fortbildungsnachmittagen 
bzw. in zwei Basisveranstaltungen die Grund-
schulpädagogik, -didaktik und -methodik und 
die Grundlagen des Erstunterrichts auch nur 
einigermaßen sinnvoll vermittelt werden? Bei 
einer Vollzeitunterrichtsverpflichtung frage ich 
mich zudem, wie Hospitationen möglich sein 
sollen“, kritisiert Ruth Brenner, Mitglied des 

Hauptpersonalrats, die aktuelle Lage. Als lang-
fristige Lösung zur Bekämpfung des LehrerIn-
nenmangels strebt die GEW die Ausbildung 
von Stufenlehrkräften an, die in mehreren 
Schularten einsetzbar wären – verbunden mit 
dem gleichen Eingangsgehalt A 13.

Berlin

Zaghafte Trendwende bei Besoldung
Anfang Juli hat das Abgeordnetenhaus die 
Anpassung der Besoldungs- und Versorgungs-
bezüge beschlossen. Zum 1. August werden 
sie um 2,6 Prozent – mindestens aber um 
75,15 Euro – erhöht, zum 1. August 2018 um 
3,2 Prozent. Zudem wird die jährliche Sonder-
zahlung, vor allem in den unteren Besoldungs-
gruppen, deutlich angehoben. Damit will Ber-
lin den im bundesweiten Vergleich bestehen-
den Besoldungsrückstand verringern.

Der DGB erkennt den Versuch des Senats an, 
eine Trendwende bei der Besoldung einzulei-
ten. Besonders wichtig sei die deutliche Erhö-
hung der AnwärterInnenbezüge um 75,15 
Euro (2017) bzw. 75 Euro (2018) als Signal an 
junge Nachwuchskräfte. Dennoch müssten 
die Erhöhungen mutiger ausfallen. Sonst kön-
ne es schwierig werden, bis 2021 den Durch-

schnitt der Länder zu erreichen. Ein Grund da-
für sei auch Brandenburg. Um den Anschluss 
nicht zu verlieren, stockt das Nachbarland bis 
2020 die Besoldung deutlich auf. Eine weitere 
Forderung des DGB: Die Besoldungsanpas-
sung sollte künftig wieder zum 1. Januar und 
nicht erst zum 1. August erfolgen. Die Verzö-
gerung um über ein halbes Jahr mache sich in 
der Jahresbilanz deutlich bemerkbar.

Brandenburg

Besoldungsfahrplan 2020 vereinbart
Das Land Brandenburg hat zusammen mit den 
DGB-Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
einen Fahrplan für die Besoldungserhöhungen 
bis 2020 aufgestellt. Vorausgegangen waren 
zahlreiche Gespräche der Gewerkschaften mit 
der Landesregierung und dem Brandenburger 
Landtag. Die im Juni gesetzlich beschlossenen 

Maßnahmen sollen das Besoldungs- und Ver-
sorgungsniveau im Land in den nächsten Jah-
ren nachhaltig verbessern. Kernpunkt der Re-
gelung ist die gesetzliche Garantie, das Tarif-
ergebnis für die Tarifbeschäftigten bis 2020 
zeit- und wirkungsgleich auf die BeamtInnen 
zu übertragen. Zur dauerhaften Verbesserung 
der Alimentation werden darüber hinaus die 
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Besoldungs- und Versorgungsbezüge in den 
Jahren 2017 bis 2020 jeweils um zusätzlich 
0,5 Prozentpunkte über dem Tarifergebnis an-
gehoben. Für 2017 bedeutet dies, dass Bezü-
ge rückwirkend ab 1. Januar um 2,45 Prozent 
erhöht werden. Zum 1. Januar 2018 steigen 
sie um weitere 2,85 Prozent. Die AnwärterIn-
nenbezüge werden 2017 und 2018 jeweils 
um 35 Euro angehoben. Als zusätzlicher An-
reiz wird den BeamtInnen in den Jahren 2017 
bis 2020 einmal jährlich im November ein soge-
nannter „Attraktivitäts-Zuschlag“ ausgezahlt. 
Er beträgt 2017 800 Euro, 2018 600 Euro, 2019 
400 Euro und 2020 200 Euro. AnwärterInnen 
erhalten ebenfalls einen jährlichen Sonderzu-
schlag, gestaffelt für die Jahre 2017 bis 2020 
in Höhe von 200 Euro, 150 Euro, 125 Euro 
und 100 Euro. „Die geplanten Besoldungser-
höhungen zeigen die Wertschätzung für die 
Arbeit der Beamten“, sagt Doro Zinke, Vorsit-
zende des DGB Berlin-Brandenburg. „Dieses 
umfangreiche Maßnahmenpaket ist aber auch 
ein wichtiger Schritt des Landes, um im Besol-
dungsföderalismus zu bestehen, und ein star-
kes Signal an Fachkräfte, denn schließlich kon-
kurriert Brandenburg bundesweit mit anderen 
öffentlichen und privaten Arbeitgebern.“

Bremen

Mehr Vorfahrtsrechte für Bildung
Der bremische Senat hat die im Februar be-
schlossenen Eckwerte für den Landeshaushalt 
nachträglich erhöht. Im Unterschied zur bishe-
rigen Planung werden für den Bereich Kinder 
und Bildung insgesamt 43 Millionen Euro 
(2018) sowie 53 Millionen Euro (2019) bereit-
gestellt. Mit den im Februar festgelegten Er-
höhungen sind das insgesamt 84 Millionen 
Euro (2018) und 102 Millionen Euro (2019) 
mehr für Kinderbetreuung und Schule. Mit dem 
Geld soll unter anderem mehr Sprachförde-
rung in Kitas und Schulen sowie mehr Schul-
sozialarbeit finanziert werden. Die Unterrichts-
verpflichtung für LehrerInnen an Schulen in 
schwieriger Lage soll reduziert und Sonderpä-
dagogInnen an Schulen entlastet werden. 
„Der Senat hat erkannt, dass Bildung deutlich 
mehr Vorfahrtsrechte eingeräumt werden müs-
sen, als in den zurückliegenden Jahren. Das ist 
gut und stärkt all jenen den Rücken, die seit 
geraumer Zeit auf die desaströse Unterfinan-
zierung im Haushalt hingewiesen haben“, 
kommentiert GEW-Landesvorstandssprecher 
Christian Gloede die Entscheidung.

Hamburg

GEW-Carepaket für 
 Beschäftigte an Schulen
Pädagogisches Engagement kann nur dann 
gelingen, wenn die Beschäftigten nicht Gefahr 
laufen, im Schulbetrieb zu erkranken. Entgren-
zung der Arbeit, Eindringen des Beruflichen ins 
Private, permanente Erreichbarkeit: Das sind 
Umstände, mit denen sich Lehrkräfte auch in 
der Vergangenheit schon auseinandersetzen 
mussten. Nun macht das Schlagwort „Arbeit 
4.0“ die Runde: Eine noch stärker durchdigi-
talisierte Arbeitswelt mit neuen Bedingungen 
kommt auf die LehrerInnen zu. Doch es ist 
möglich, diese Bedingungen zum Wohle der 
Beschäftigten zu beeinflussen. Instrumente 
und Handlungsmöglichkeiten erläutert die 
GEW Hamburg in ihrem nun veröffentlichten 
Carepaket zum Gesundheitsschutz für die Be-
schäftigten an Hamburger Schulen. Damit for-
dert die GEW zur Achtsamkeit gegenüber den 
Bedingungen der pädagogischen Arbeit und 
der eigenen Gesundheit auf.

Hessen

Große Herausforderungen für Polizei
„Gesellschaft in Bewegung – Polizei am Li-
mit?“: Unter diesem Titel fand am 26. Juni 
eine Tagung im Gewerkschaftshaus in Frank-
furt statt. Eingeladen hatten der DGB Hessen-
Thüringen, die Friedrich-Ebert-Stiftung und die 
GdP in Hessen. Die TeilnehmerInnen diskutier-
ten über die Ursachen physischer Gewalt und 
Kriminalität und die daraus resultierenden He-
rausforderungen für die Polizei. Professor Ulrich 
Wagner von der Universität Marburg forderte 
– auch mit Blick auf die Präventionsarbeit – 
eine personell angemessene Ausstattung der 
Polizei. In der anschließenden Diskussion un-
terstützte die SPD-Landtagsabgeordnete Karin 
Hartmann die Forderung nach mehr und bes-
ser bezahlten PolizistInnen und räumte selbst-
kritisch ein, die SPD habe hier in der Vergan-
genheit durchaus Fehler gemacht. Andreas 
Grün, Landesvorsitzender der GdP, verwies auf 
die mittlerweile drei Millionen Überstunden der 
hessischen PolizistInnen. Er forderte eine ange-
messene Aufstockung des Personals, auch um 
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Herausforderungen wie der Cyberkriminalität 
Herr zu werden. Altersbedingt gehen in den 
nächsten Jahren bundesweit 60.000 Polizeibe-
amtInnen in den Ruhestand. Zu diesen wieder zu 
besetzenden Stellen wollen Bund und Länder 
lediglich 12.000 weitere KollegInnen einstellen. 

Mecklenburg-Vorpommern

GEW zieht Schuljahresbilanz
„Zeit ist die Währung der Zukunft“, so das Fa-
zit von Annett Lindner, Vorsitzende der GEW in 
Mecklenburg-Vorpommern, bei ihrem Blick 
auf das Schuljahr 2016/2017. Sie berichtet 
aus der Schulpraxis, dass es den Lehrkräften 
teilweise schwer falle, die Lern-, aber auch die 
Lehrfreude zu erhalten, weil es ihnen vor al-
lem an Zeit fehle. Hohe Krankenstände, die 
Umsetzung der Inklusion, der Lehrkräfteman-
gel – das alles schlage sich im Schulalltag nie-
der. Zehn Prozent der Stunden fielen jährlich 
zur Vertretung an. Weit über die Hälfte davon 

wegen Krankheit. Das Bildungsministerium ver-
weise zwar auf konstant niedrige Ausfallzah-
len, „doch wir wollen darauf hinweisen, dass 
der überwiegende Anteil dieser Stunden durch 
Zusammenlegung von Klassen und Kursen 
bzw. durch Mehrarbeit der Kolleginnen und 
Kollegen abgefangen wird“, macht Lindner 
deutlich. Besonders die Zusammenlegung von 
Klassen im Grundschulbereich sei für alle Be-
teiligten eine Zumutung. Klassenstärken von 
weit über 40 SchülerInnen seien für nieman-
den gerecht.

Niedersachsen

GdP weist Forderung nach 
Pensionskürzung zurück
Der Steuerzahlerbund Niedersachsen hat er-
neut gefordert, die Pensionen der Landesbe-
amtInnen zu senken. Die GdP stuft diese For-
derung als dreist ein: „Diejenigen, die sich für 
unser Gemeinwesen einsetzen und ein Dienst- 
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          www.bsw.de

Nutzen Sie den Vorteil einer Mitgliedschaft im 
Beamtenselbsthilfewerk!
 
   Seit über 55 Jahren die Gemeinschaft für den Öffentlichen Dienst mit ca. 600.000 Mitgliedsfamilien
   Vorteilhaft einkaufen bei ca. 20.000 namhaften Filialisten und Geschäften vor Ort ...
   ... und bei über 700 Online-Shops, wie Lidl.de, 1&1, Ebay, BAUR, OTTO, Peter Hahn, lieferando.de, 

Fressnapf, XXXL Einrichtungshäuser, CONRAD, DocMorris, Tchibo und viele mehr
   Überdurchschnittlich attraktive Geldanlagen
   Günstig reisen mit Komplett-Service
   Strom, Gas, Heizöl - Energie zu BSW-Konditionen
   Kostenlose Zusatzkarten für Familienmitglieder Tel. 0800 444 00 120 

(gebührenfrei: Mo-Fr. 8:00 - 19:00 Uhr)



AUS DEN LÄNDERN

und Treueverhältnis mit einschneidenden 
Pflichten eingegangen sind, müssen sich auf 
die Alimentation auch im Alter verlassen kön-
nen“, so ihr Landesvorsitzender Dietmar Schilff. 
Gerade in einem Bereich, in dem die BeamtIn-
nen die Sicherheit der Allgemeinheit mit dem 
Einsatz ihrer Gesundheit und gegebenenfalls 
auch ihres Lebens gewährleisten, sei diese 
Forderung mehr als unverantwortlich. Sie sei 
auch deshalb dreist, weil die BeamtInnen mit 
ständig wachsenden Aufgaben und zuneh-
mender Gewalt konfrontiert seien.

Nordrhein-Westfalen

DGB: Frauenförderung voranbringen
Angesichts eines Gesetzentwurfs der Fraktio-
nen von CDU und FDP zur Änderung des Lan-
desbeamtengesetzes mahnt Andreas Mayer-
Lauber, Vorsitzender des DGB NRW, die neue 
schwarz-gelbe Landesregierung müsse die 
Frauenförderung voranbringen. Mit dem Ge-

setzentwurf, über den der Landtag Mitte Juli 
in 1. Lesung beraten hat, soll eine voraussicht-
lich verfassungswidrige Regelung zur Beför-
derung von Frauen im Landesbeamtengesetz 
gestrichen werden. Mayer-Lauber kritisiert al-
lerdings, CDU und FDP würden keine tragfähi-
ge Alternative vorlegen. „Wir wissen aus vie-
len Untersuchungen, dass Gleichstellung im 
öffentlichen Dienst nicht funktioniert: Der 
Frauenanteil nimmt mit zunehmender Hierar-
chiestufe ab und besonders in den höheren 
Entgelt- und Besoldungsgruppen sind Frauen 
deutlich unterrepräsentiert.“

Rheinland-Pfalz

Pensionsfonds wird aufgelöst
Die rot-gelb-grüne Landesregierung hat be-
schlossen, den Pensionsfonds zur Finanzie-
rung der Beamtenversorgung aufzulösen. Die 
Entscheidung basiert auf einem Urteil des Ver-
fassungsgerichtshofs des Landes zur Verfas-

sungswidrigkeit der bisherigen Finanzierungs-
art des Fonds. Zukünftig sollen die für die Pen-
sionen nötigen Mittel überwiegend aus dem 
laufenden Haushalt bereitgestellt werden. 
Scharfe Kritik kommt vom DGB. Mit der Ent-
scheidung gebe das Land das Ziel langfristiger 
Rücklagen für die Versorgungsausgaben voll-
ständig auf, so der DGB-Landesvorsitzende 
Dietmar Muscheid: „Für unsere Kolleginnen 
und Kollegen führt das zu einer Beamtenver-
sorgung nach Kassenlage. Die Überlegung, 
zukünftig zusätzliche Gelder der Versorgungs-
rücklage zuzuführen, erscheint in Zeiten der 
Schuldenbremse mehr als Wunschdenken.“

Saarland

Mehr PolizeianwärterInnen
Die Zahl der PolizeianwärterInnen im Saarland 
wird erhöht. Ab Herbst sollen 120 statt 110 
junge Frauen und Männer ein Fachhochschul-
studium beginnen. Die schwarz-rote Landes-
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regierung will so den Personalabbau bei den 
derzeit rund 2.700 PolizeibeamtInnen stop-
pen. Für den GdP-Landesbezirksvorsitzenden 
Ralf Porzel ist das zwar ein Schritt in die rich-
tige Richtung, aber „kein Grund zum Jubeln“. 
Die Zahl der VollzugsbeamtInnen im Saarland 
werde bis 2021 weiter sinken, weil die Neuen 
erst nach ihrem dreijährigen Studium im Wach- 
und Streifendienst eingesetzt werden könn-
ten. Bis dahin gebe es aber deutlich mehr Pen-
sionierungen als Neueinstellungen, so Porzel. 

Sachsen

Nächste Klatsche für Gesetzgeber
Die Angleichung der Ostbesoldung ab Besol-
dungsgruppe A 10 zum 1. Januar 2010 und 
die zeitlich verzögerte Besoldungsanpassung 
ebenfalls ab A 10 im Jahr 2008 verstoßen ge-
gen das Grundgesetz. Das hat das Bundesver-
fassungsgericht entschieden (Az. 2 BvR 883/ 
14; 2 BvR 905/14). Hintergrund der Entschei-
dung ist, dass der sächsische Gesetzgeber die 
Anpassung der Ostbesoldung an das Westni-
veau bis Besoldungsgruppe A 9 zum 1. Januar 
2008 vornahm, während die BeamtInnen ab 
A 10 zwei weitere Jahre darauf warten muss-
ten. Dies verstoße gegen das Abstandsgebot, 

welches als hergebrachter Grundsatz des Be-
rufsbeamtentums gelte. So sei im Zeitraum 
von 2008 bis 2010 der Abstand zwischen A 9 
und A 10 von durchschnittlich 10,66 Prozent 
auf durchschnittlich 2,36 Prozent zusammen-
geschrumpft. Auch die Verzögerung bei der 
Besoldungsanpassung in Höhe von 2,9 Prozent 
um vier Monate in 2008 sei eine nicht ge-
rechtfertigte Ungleichbehandlung, die die Be-
troffenen benachteilige. Der Gesetzgeber muss 
nun verfassungskonforme Neuregelungen tref-
fen, wobei er den Kreis der Anspruchsberech-
tigten auf die KlägerInnen der Ausgangsver-
fahren sowie KlägerInnen, über deren Anspruch 
noch nicht abschließend entschieden wurde, 
beschränken kann.

Sachsen-Anhalt

Schönrechnerei bei Lehrkräftebedarf
In Sachsen-Anhalt tritt der LehrerInnenman-
gel deutlich zutage: Viele Schulstunden fallen 
aus oder müssen fachfremd bestritten wer-
den. Eine von der Landesregierung beauftrag-
te Expertengruppe hat nun ihre Prognose für 
den langfristigen Lehrkräftebedarf vorgelegt, 
die die GEW allerdings deutlich kritisiert. So 
würde die Prognose nicht berücksichtigen, 
dass bereits im laufenden Schuljahr Lehrkräfte 
fehlten, Mehrbedarf für Inklusion und Digitali-
sierung sei nicht aufgeführt und mit den Be-
rufsbildenden Schulen fehle eine ganze Schul-
form in den Berechnungen. „Es hat den An-
schein, dass wissentlich Zahlenspielerei und 
Schönrechnerei betrieben wird“, so Eva Gerth, 
Landesvorsitzende der GEW. Laut der Bil-
dungsgewerkschaft benötigen die Schulen ei-
nen Personalzuwachs im deutlich vierstelligen 
Bereich.

Schleswig-Holstein

Gewerkschaften legen 
 Maßnahmenkatalog vor
„Wir werden CDU, FDP und Grüne daran mes-
sen, was sie für die Arbeitnehmer und ihre Fa-
milien im Land tun“, so Uwe Polkaehn, Vorsit-
zender des DGB Nord, anlässlich der Vorlage 
des Maßnahmenkatalogs „Gute Arbeit im 
Norden“ der Gewerkschaften, der sich an die 
neue Landesregierung richtet. Positiv bewertet 
Polkaehn die Ziele der Regierung im Hinblick 

auf den öffentlichen Dienst. Sie will unter an-
derem die Kita-Qualität verbessern, die Unter-
richtsversorgung auf 100 Prozent bringen, in 
der Beamtenbesoldung die bundesweiten Ta-
rifabschlüsse übernehmen und sachgrundlose 
Befristungen im öffentlichen Dienst zurück-
führen. Der DGB fordert unter anderem besse-
re Bedingungen in Kitas, Schulen und Hoch-
schulen. Der öffentliche Dienst benötige eine 
Attraktivitätsoffensive, die vom Lohn über die 
Gesundheitsförderung bis zur Vereinbarkeit 
mit Familie und Privatleben reicht. 

Thüringen

Mehr Gewalt gegen PolizistInnen
2016 sind in Thüringen deutlich mehr Polizis-
tInnen während der Dienstausübung Opfer 
von Gewalt geworden als im Jahr davor. Das 
ergab eine Kleine Anfrage der CDU-Fraktion 
an die Landesregierung. Die Zahl der erfass-
ten Straftaten stieg demnach von 999 (2015) 
auf 1.240 (2016). Demnach nahmen vor al-
lem die Fälle von Widerstand gegen Polizei-
vollzugsbeamtInnen sowie von gefährlicher 
oder schwerer Körperverletzung deutlich zu. 
„Die Landesregierung ist hier in der Pflicht zu 
handeln und Lösungswege aufzuzeigen“, so 
der GdP-Landesvorsitzende Kai Christ. Die GdP 
fordert mehr politische Wertschätzung für die 
Arbeit der PolizistInnen und die konsequente 
Ausschöpfung der Strafverfolgungsnormen. 
Außerdem dürfe die Haushaltskonsolidierung 
nicht auf den Schultern der BeamtInnen aus-
getragen werden.
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Privatklinik Eberl in Bad Tölz
In traumhafter Alpenkulisse eine Auszeit von der Hektik des Alltags nehmen
und Körper und Geist wieder aufleben lassen.

www.privatklinik-
eberl.de



Betreutes Wohnen nach Ihren Wünschen  
Unsere Seniorenresidenzen setzen bundesweit anspruchsvolle 
Standards für das altersgerechte Wohnen.

www.augustinum.de



Haut- und Atemwegserkrankungen  
Sonne – Wind – Meer und das Fachklinikum Borkum sind 
Garant für Ihre Gesundheit.

www.fachklinikum-
borkum.de



Psychosomatische Reha für Mütter mit Begleitkind 
Rehabilitationsmaßnahmen für Frauen mit einer psychosomatischen 
Erkrankung (individuelles Therapieprogramm). Mit Begleitkindern.

www.ostseeklinik-
kuehlungsborn.de
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Espan Klinik mit Haus ANNA
Fachklinik für Erkrankungen der Atmungsorgane 
Klinik für Anschlussheilbehandlung (AHB/AR)

www.espan-klinik.de 

Nutzen Sie Ihren 
Status im öffent-
lichen Dienst für 
Ihre finanzielle 

Freiheit

Beamtendarlehen 
mit Top-Konditionen 
für Beamte, Tarif-
beschäftigte im 
 öffentlichen Dienst  
und Akademiker
ü Darlehen bis 60.000 EUR
ü lange Laufzeiten von 12, 15 oder 20 Jahren  

– dadurch niedrige monatliche Belastung
ü Zinsgarantie über die gesamte Laufzeit
ü sofortige Darlehenstilgung im Todesfall  

durch Comfort-Rentenversicherung   
(in der monatlichen Rate inbegriffen)

ü freier Verwendungszweck: auch zur 
 Umschuldung laufender Ratenkredite

ü unkomplizierte Abwicklung und schnelle 
 Auszahlung

Jetzt Angebot anfordern:
NÜRNBERGER Beamten Lebensversicherung AG
Ostendstr. 100, 90334 Nürnberg
Telefon: 0911 531-4871, Telefax: 0911 531-3457
MBoeD@nuernberger.de

INFO-SERVICE
Öffentlicher Dienst/Beamte 

www.beamten-informationen.de

INFO-SERVICE
Schulstr. 30 c 
67125 Dannstadt-Schauernheim
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AUS DEN GEWERKSCHAFTEN

Arbeit an Grundschulen honorieren
Besonders gravierend ist das Problem laut GEW an Grund-
schulen. Wenn die Arbeit mit kleinen Kindern weniger ho-
noriert werde als die Arbeit mit den älteren, werde dieser 
Mangel nicht zu beheben sein. Die Gewerkschaft fordert 
deshalb, die Lehrkräfte an allen Schularten gleich gut zu 
bezahlen. Derzeit verdienen Grundschullehrkräfte monat-
lich 400 bis 600 Euro weniger als die meisten Lehrkräfte 
an weiterführenden Schulen.

Baustelle: Ganztagsangebot und Inklusion
Die GEW gibt zu bedenken, dass in der Studie der Bertels-
mann Stiftung bestimmte Faktoren noch gar nicht berück-
sichtigt sind. Dazu gehören dringend nötige Verbesserun-
gen wie der Ausbau eines qualitativ hochwertigen Ganz-
tagsangebots und auch eine bessere Personalausstattung 
für Inklusion.

Studie prognostiziert stark steigende Schülerzahlen

Höchste Zeit zu handeln!
Im Mai beschloss die GEW auf ihrem Gewerkschaftstag den Dringlichkeitsantrag „Lehrkräfte-
mangel bekämpfen“. Untermauert wird die Forderung der Bildungsgewerkschaft jetzt durch 
neue Zahlen. Mitte Juli stellte die Bertelsmann Stiftung die Studie „Demografische Rendite 
adé: Aktuelle Bevölkerungsentwicklung und Folgen für die allgemeinbildenden Schulen“  
vor. Die Autoren Klaus Klemm und Dirk Zorn sagen für das Jahr 2025 rund eine 
Million mehr SchülerInnen voraus als die bisherige Prognose der Kultusminister-
konferenz aus dem Jahr 2013. Statt dann 7,2 Millionen SchülerInnen erwarten 
die Wissenschaftler 8,3 Millionen SchülerInnen. Allein an den Grundschulen 
werden laut Studie 25.000 zusätzliche Lehrkräfte benötigt, zudem 2.400 
Grundschulen mehr als heute.

Die Studie der 
Bertelsmann Stiftung 
zum Download unter 
www.bertelsmann-

stiftung.de E 
Publikationen

Vorausschätzung: Schülerzahl steigt bis 2030 um 8 Prozent

Der Schüler-Boom kommt zuerst in der Grundschule an und 
setzt sich später in der Sekundarstufe I fort.

2020
–1 Prozent

+ 6.300

+ 24.100

+ 21.100

+ 27.000

+ 1.700

– 6.900

2025
+ 4 Prozent

2030
+ 8 Prozent

„Gemeinsame Kraftanstrengung“
Angesichts dieser Prognose fordert die GEW eine gemein-
same Kraftanstrengung zur Sicherung des Lehrkräftenach-
wuchses. „Die Studie zeigt eindringlich, was Schulleitun-
gen, Lehrerinnen und Lehrer und Personalräte an vielen 
Orten in Deutschland tagtäglich erfahren: Es wird immer 
schwieriger, die steigende Zahl von Schülerinnen und 
Schülern mit qualifizierten Lehrkräften zu versorgen“, so 
die GEW-Vorsitzende Marlis Tepe. Die Probleme könnten 
nur in Angriff genommen werden, wenn mehr Geld für Bil-
dung zur Verfügung stehe: für mehr Lehrkräfte, weiteres 
pädagogisches Fachpersonal sowie Sanierung und Ausbau 
von Schulgebäuden.

2015 2020 2025 2030

Zusätzlicher Bedarf an Lehrkräften:
Grundschule
Sekudarstufe I

Quelle: Bertelsmann Stiftung 2017

Quelle: Bertelsmann Stiftung 2017
Interesse an dieser attraktiven Werbeform? Sprechen Sie uns an:  

0211 72134571 oder per Mail: kontakt@marketing-oeffentlicher-dienst.de
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Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis), 2017

Rechtsprechung

Beschränkungen wegen Kopftuch: Eilantrag abgelehnt 
Das Bundesverfassungsgericht hat den Antrag auf Erlass einer 
einstweiligen Anordnung einer Referendarin im juristischen Vor-
bereitungsdienst des Landes Hessen gegen Einschränkungen im 
Zusammenhang mit dem Tragen eines Kopftuchs abgelehnt. In 
Hessen dürfen Rechtsreferendarinnen, die aus religiösen Gründen 
ein Kopftuch tragen, unter anderem bei Verhandlungen im Ge-
richtssaal nicht auf der Richterbank sitzen sowie keine Sitzungslei-
tungen und Beweisaufnahmen durchführen. Das Einbringen religi-
öser oder weltanschaulicher Bezüge könne den in Neutralität zu er-
füllenden staatlichen Auftrag der Rechtspflege und der öffentlichen 
Verwaltung beeinträchtigen, so das Gericht. Die Entscheidung zur 
eingereichten Verfassungsbeschwerde steht noch aus. 
(BVerfG, Beschluss vom 27. Juni 2017 – 2 BvR 1333/17)

Schwarzbuch

Rente mit 70 
67 – oder doch bald 70? In der Diskussion um die Zu-
kunft der gesetzlichen Rente wird von Politikern und 
Wissenschaftlern immer wieder eine Erhöhung des 
Rentenalters auf 70 Jahre ins Spiel gebracht. Der 
DGB und seine Einzelgewerkschaften lehnen solche 

Pläne entschieden ab. Jetzt gibt das Schwarzbuch Rente mit 70 Einblick in 
die Realitäten der Arbeitswelt und zeigt, dass es schon heute in vielen Be-
rufen schwierig ist, überhaupt den Renteneintritt gesund und ohne Ab-
schläge zu erreichen. Das Schwarzbuch bringt in mehr als vierzig eindrück-
lichen Porträts die Arbeitswelt vieler Beschäftigter zur Sprache – wie auch 
ihre zum Teil sorgenvollen Blicke auf ihre künftige finanzielle Situation als 
RentnerInnen. Annelie Buntenbach, Markus Hofmann, Ingo Schäfer (Hg.): 
Rente mit 70 – Ein Schwarzbuch.  Ch. Links Verlag. 15 Euro.

Zahlen, Daten, Fakten

Mehr Personal im öffentlichen Dienst

Am 30. Juni 2016 arbeiteten rund 4,69 Millionen 
Beschäftigte im öffentlichen Dienst. Dies waren 
43.600 bzw. 0,9 Prozent mehr als im Jahr davor. 
Das berichtet das Statistische Bundesamt in sei-
ner aktualisierten Personalstandstatistik zum öf-
fentlichen Dienst. Demnach fand der Personalzu-
wachs vor allem im sozialen Bereich – zum Bei-
spiel in kommunalen Kindertageseinrichtungen 
–, im Bereich der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung sowie an Hochschulen einschließlich 
Hochschulkliniken statt.

Beschäftigte im öffentlichen Dienst 2016 (nach Aufgabenbereichen, in Prozent)

Allgemeinbildende und 
 berufliche Schulen

Soziale Sicherung

Öffentl. Sicherheit und 
 Ordnung, Rechtsschutz

Hochschulen

Politische Führung

Verteidigung

Gesundheit, Umwelt,  
Sport und Erholung

Finanzverwaltung

Übrige Bereiche

20

17

14

11

10

5

5

4

13

Jetzt unterschreiben!

Den Renten-Sinkflug stoppen 
Der DGB pocht auf einen Kurswechsel in der Rentenpolitik und erklärt in seiner Kampagne 
„Rente muss reichen“ die Notwendigkeit für Veränderungen. Die Bundestagswahl am 24. Sep-
tember fest im Blick, haben der DGB und seine Einzelgewerkschaften klare Forderungen formu-
liert: 1. Rentensinkflug stoppen! | 2. Das Rentenniveau auf dem heutigen Stand von 48 Prozent 
stabilisieren und im weiteren Schritt anheben, etwa auf 50 Prozent! | 3. Die betriebliche Alters-
vorsorge stärken – mit Tarifvertrag und vom Arbeitgeber mitfinanziert! | 4. Den Schutz der Renten-
versicherung auf die Selbstständigen ausweiten und  Erwerbsmin derungsrenten 
verbessern! | 5. Gute Arbeit und gesicherte Übergänge in die Rente! 
Die Forderungen kann jede und jeder im Rahmen einer Petition an 
die Vorsitzenden der im Bundestag vertretenen Parteien mittragen. 

VERMISCHTES

www.rente-muss-reichen.de 

KURSWECHSEL:

DIE GESETZLICHE

RENTE STÄRKEN!
KURSWECHSEL:

DIE GESETZLICHE

RENTE STÄRKEN!

V.
i.S

.d
.P.

: M
ai

ke
 R

ad
em

ak
er

, D
eu

ts
ch

er
 G

ew
er

ks
ch

af
ts

bu
nd

 B
un

de
sv

or
st

an
d,

 B
er

lin

Jetzt unterschreiben 
unter rente-muss- 

reichen.de/ 
meinestimme



Selbsthilfeeinrichtungen  
für den öffentlichen Dienst

Unser Angebot – Ihr Vorteil

– 
An

ze
ig

e 
–

Bestellungen: 
Noch schneller geht es online unter: www.d-b-w.de 

Bestellung
per E-Mail: info@d-b-w.de
per Telefon: 0211 7300335
per Telefax: 0211 7300275
Deutscher Beamtenwirtschaftsring e.V. 
Ratiborweg 1 · 40231 Düsseldorf

Noch schneller geht es online unter: www.d-b-w.de 

Ich zahle / Wir zahlen per Ermächtigung zur Lastschrift:

RatgeberService  
und AboService
JA, hiermit bestelle ich folgende Ratgeber:

. . .  Ex. Rund ums Geld im öffentlichen 
Dienst*

. . .  Ex. Beamtenversorgung in Bund und 
Ländern*

. . .  Ex. Beihilfe in Bund und Ländern*

. . .  Ex. BerufsStart im öffentli-
chen Dienst*

Jeder Ratgeber kostet 7,50 Euro (zzgl. 2,50 Euro 
Versand). * Im AboService nur 5,00 Euro.
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Firma
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PLZ, Ort

E-Mail

Konto-Nummer BLZ Bank
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in Bund und Ländern

www.beamtenversorgung-in-bund-und-laendern.de
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Rund ums Geld
im öffentlichen Dienst

www.rund-ums-geld-im-oeffentlichen-dienst.de
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Arbeitszeit und Urlaub

Rente und Versorgung

Gesundheit und Beihilfe
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Mit TIPPS für Beamtenanwärter und Auszubildende

BerufsStart
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www.berufsstart-im-oeffentlichen-dienst.de

Beruflicher Einstieg und Aufstieg

Rund um die Ausbildung im öffentlichen Dienst

Pflichten und Rechte während der Ausbildung

Rund ums selbstverdiente Geld

Link-TIPPS zu Musik, Film, Video xx. Auflage
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Beihilfe 
in Bund und Ländern
Mit einem Klinikverzeichnis

www.die-beihilfe.de

Beihilfeberechtigung

Bemessungssätze und Eigenbehalte

Beihilfefähige Aufwendungen

Mit Hinweisen zu den Landesvorschriften der Beihilfe

Bundesbeihilfeverordnung 12. Auflage
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Spezialist für den Öffentlichen Dienst.

Sie geben alles. Wir 
geben alles für Sie: 
mit unserer Versorgungs- 
analyse für Frauen.

Sie kümmern sich um alles. Aber haben Sie dabei auch an  
sich gedacht? Viele Frauen im Öffentlichen Dienst arbeiten  
nur Teilzeit oder pausieren ganz. Gründe hierfür sind meist  
Kindererziehung oder die Pflege von Angehörigen. Zu dieser  
speziellen Situation hat die DBV sich Gedanken gemacht.  
Die Versorgungsanalyse zeigt Ihnen:

✔ mit welchen Bezügen Sie im Alter rechnen können

✔  wie Sie Ihre Versorgungslücke intelligent schließen können  
und trotzdem flexibel bleiben

✔ wie Sie Ihre finanzielle Unabhängigkeit im Alter bewahren

Lassen Sie sich jetzt von Ihrem persönlichen  
Betreuer in Ihrer Nähe beraten.

Mehr Informationen:  
FrauenimOeffentlichenDienst@dbv.de oder Telefon 0800 292 22 74.

AXA-DB-003-17 | Motiv: Versorgungsanalyse Frauen | Format: 210 x 148.5 mm | Beschnitt: 3 mm | Farbprofil: ISO Coated v2 (ECI) (CMYK)
Titel: DGB Beamten Magazin | ET: 19.01.2017 | Bearbeitet: marcoreuke | Stand: 12.01.2017



Private Krankenversicherung
Leistungsstarke Gesundheitsvorsorge für Beamte

Die HUK-COBURG ist ein starker Partner,  
auch wenn es um Ihre Gesundheit geht:

•	 Stabile und günstige Beiträge für Beamte und Beamtenanwärter
•	  Geld zurück: aktuell bis zu vier Monatsbeiträge Rückerstattung 

bereits ab dem ersten leistungsfreien Kalenderjahr – Beamten-
anwärter erhalten sogar bis zu sechs Monatsbeiträge Rück- 
erstattung

•	 kompetent für den öffentlichen Dienst – die HUK-COBURG ist  
der größte deutsche  Beamtenversicherer

Wir beraten Sie gerne:
Adressen	und	Telefonnummern	Ihrer	Ansprech	partner	finden	 
Sie im örtlichen Telefonbuch oder unter www.HUK.de.
Oder rufen Sie direkt an: Telefon 0800 215315401.


